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Die folgende Skizze soll scWaglichtartig beleuchten, dass die beiden großen
politischen ZusammenscWüsse in Europa, der Europarat und die Europäische
Union, das Strafrecht mit völlig diametraler Blickrichtung zu harmonisieren
versuchen, was dazu führt, dass die Bundesrepublik - und auf die will ich rIDch
als deutscher Strafrechtler beschränken - ihrerseits Aripassungsfragen im Rah­
men der Europäisierung in nicht weniger gegensätzlicher Richtung zu beantwor­
ten hat.

I. Europarat: Art. 6 EMRK

Mir wurde in meiner Studienzeit - mit gelegentlich leicht überheblichem Un­
terton1

- gelehrt, dass die Garantien der EMRK, namentlich die des Art. 6, für
das deutsche Strafrecht keine eigentliche Bedeutung hätten, weil sie einen blo­
ßen Mindeststandard beschrieben, den das vorbildliche deutsche Recht ohnehin
weit überträfe2

• "In der BRep mit ihrem Grundrechtskatalog in Art. I ff. GG und
dem durch die Vetfassungsbeschwerde gesicherten Rechtsschutzvetfahren ist die
MRK nur von subsidiärer und verhältnismäßig geringer Bedeutung", kann man
heute etwa noch mit diversen weiteren Nachweisen im "Meyer-Goßner,,3 lesen.

Nun ist dieser Befund schon deshalb schnell zu hinterfragen4
, weil der

EGMR, wie Eisele5 es kürzlich nochmal deutlich in Erinnerupg rief, "immer
wieder ein konventionswidriges Verhalten deutscher Strafvetfolgungsorgane
feststellen" muss. Sieht man genauer hin, fällt auf, dass die Gewährung so man­
cher der Mindestgarantien im deutschen Strafrecht nicht so selbstverständlich

-..".

I Siehe dazu auch Sinwn, Die Beschuldigtenrechte nach Art. 6 Abs. 3 EMRK, Diss.
Tübingen 1998, S. 2.

2 Siehe dazu Weigend, "Die Europäische Menschenrechtskonvention als deutsches
Recht - Kollisionen und ihre Lösung", StV 2000, 385 ffi. w. N. in Fn. 15.

3 StPO, 48. Auf!. 2005, Art. 1 MRK Rn. 1.
4 Weigend, StV 2000, 385: "glatte Fehldiagnose".
5 Eiseie, ,,Die Bedeutung der Europäischen Menschenrechtskonvention für das deut­

sche Strafverfahren", JA 2005, 390.
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ist. Schauen wir uns ein Potpourri von bekannten und weniger bekannten, viel­
leicht vor allem mich beschäftigenden Bruchstellen in der von Art. 6 EMRK
vorgegebenen Reihenfolge an, ohne jeden Anspruch auf Vollständigkeit:

1. Art. 6 Abs. 1 EMRK

a) Faires Verfahren

Beginnen wir allgemein mit dem Grundsatz des Fairen Verfahrens in Art. 6
Abs. 1 EMRK, im Recht der Bundesrepublik ansonsten nur als unausgesproche­
ner Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips enthalten. Der BGH nimmt auch bei
schweren Rechtsstaatswidrigkeiten bekanntlich kein Verfahrenshindernis (mehr)
an, sondern bevorzugt die sog. Rechtsfolgenlösung. Dies wird etwa von EiseIe

so koriimentiert: "Ob dies ... mit den Grundsätzen des EGMR im Einklang
steht, ist zweifelhaft.,,6 Denn der EGMR billigte etwa im Fall Teixera de Cas­
tro7 bei rechtsstaatswidriger Tatprovokation durch einen polizeilichen Lock­
spitzel dem Beschwerdeführer eine Entschädigung in Geld für die gesamte
Haftzeit zu, was die deutsche Rechtsfolgenlösung deutlich übertrifft: "... die
Annahme einer bloßen Strafmilderung dürfte genau genommen nur zu einer
Entschädigung desjenigen Teiles der Haft führen, der über die zu mildernde
Strafe hinausgeht."g

b) Verhandlung innerhalb einer angemessenen Frist

Weiter: Was den vieldiskutierten Anspruch auf Verhandlung innerhalb einer
angemessenen Frist angeht, so enthält die deutsche StPO nicht einmal ein aus­
drückliches Beschleunigungsgebot, das nur immer wortreich aus den verschie­
densten Vorschriften abgeleitet wird9

• Gollwitzer formulierte einmal, dass das
Gebot erst dank der EMRK "zitierfähig" geworden war lO

. Dennoch wurde die
Bundesrepublik 198211 und 2001 12 vom EGMR wegen Verletzung des Be­
schleunigungsprinzips in Art. 6 Abs. 1 EMRK verurteilt.

6 EiseIe, JA 2005, 393; ähnlich Ambos, Internationales Strafrecht, 2006, § 10
Rn. 17.

7 EGMR NStZ 1999, 47.
8 Eisele, JA 2005, 393.
9 Näher Scheffler, "Legitimation und Funktion des Beschleunigungsprinzips im Ju­

gendstrafrecht", RdJB 1981,451 m. Fn. 1-3; ders., Die überlange Dauer von Strafver­
fahren, 1991, S. 49 f.; Waßmer, "Rechtsstaatswidrige Verfahrensverzögerungen im
Strafverfahren als Verfahrenshindernis von Verfassungs wegen", ZStW 118 (2006),
161 ff. - jeweils m. W.N.

10 Gollwitzer, "Gerechtigkeit und Prozeßwirtschaftlichkeit - Einige Gedanken zum
knappen Gut der Rechtsgewährung", Festschrift für Kleinknecht, 1985, S. 157.

11 Fall Eckle, EuGRZ 1983, 371.
12 Fall Metzger, StV 2001,489.

Und trotz aller Lippenbekenntnisse ist kaum zu erkennen, dass der deutsche
Gesetzgeber mit diesem Prinzip vollständig ernst machen will: Die durch das
1. Justizmodernisierungsgesetz 2004 verlängerten Unterbrechungsfristen der
Hauptverhandlung in § 229 StPo haben etwa dazu geführt, dass eine nun nach
der deutschen Strafprozessordnung zulässige Unterbrechung der Hauptverhand­
lung gegen Art. 6 Abs. 1 EMRK verstoßen kann13.

c) Nichtöffentlichkeit, Art. 6 Abs. 1 Satz 2 EMRK

Vor der Einfügung des Ausschließungsgrundes des Schutzes des persönlichen
Lebensbereiches 197514, der sich an Art. 6 Abs. 1 Satz 2 EMRK "anlehnt,,15,
war diskutiert worden, ob der Angeklagte einen Anspruch auf (zeitweisen) Aus­
schluss der Öffentlichkeit zum Schutz seines Privatlebens, also ein Recht auf
Nichtöffentlichkeit haben könnte; Art. 6 Abs. 1 Satz 2 EMRK erweitere auch
als Kannvorschrift die Ausschlussgründe der §§ 169 ff. GVGI6.

Tot muss dieser Gedanke noch nicht sein: Erfordert nicht vielleicht Art. 6
EMRK, der nur den Beschuldigten (scil.: "Prozessparteien") schützt, dass die
Öffentlichkeit auf dessen Wunsch in umfangreicherem Maße ausgeschlossen
werden muss als zugunsten anderer Strafverfahrensbeteiligter?

2. Unschuldsvermutung, Art. 6 Abs. 2 EMRK

Auch die in Art. 6 Abs. 2 EMRK "präzis ausformulierte,,17 Unschuldsvermu­
tung ist im deutschen Recht nicht ausdrücklich erwähnt; sie wird ebenfalls nur

. 13 Knau,erlWolf, "Zivilprozessual~ und strafprozessuale Änderungen durch das Jus­
uzmodermslerungsgesetz - Teil 2: Anderungen der StPO", NJW 2004 2934' Sommer
"Mode~~ Strafverteidigung - Strafprozessua~e Änderungen des Justiz~ode~isierungs~
ges~tzes , S~~Fo 2004, 297; Neuhaus, "DIe Anderung der StPO durch das Erste
Jusuzmodermslerungsgesetz vom 24.8.2004", StV 2005, 51; Keller/Meyer-Mewes,
"Anforderungen an das Beschleunigungsgebot in Haftsachen während der Hauptver­
handlung und nach dem Urteil", StraFo 2005, 356; so auch der Beschluss des OLG
Ham~ StV 200~, 19~ (a~~erdings unter. Bezug auf Art. 6 Abs. 3 Buchst. a EMRK [?]),
wo em Landgencht m funf Monaten m den nun möglichen 3-Wochen-Sprüngen nur
noch achtmal verhandelt hatte. Siehe auch BGH StV 2006, 296.

14 § 172 Nr. 2 GVG i.d.F. des EGStGB; § 171b GVG Ld.F. ~s OpferSchG 1986.
15 Schöch, "Die Reform der Hauptverhandlung", in: Strafprozeß und Reform, hrsg.

v. Schreiber, 1979, S. 73.
16 Humborg, "Der Ausschluß der Öffentlichkeit bei der Vorstrafenerörterung", NJW •

1966, 1016 f.; Vogler, ,,Die Spruchpraxis der Europäischen Kommission und des Euro­
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte und ihre Bedeutung für das deutsche Straf­
und Strafverfahrensrecht", ZStW 82 (1970), 771 f.

17 Kühl, ,,Der Einfluß der Europäischen Menschenrechtskonvention auf das Straf­
recht und Strafverfahrensrecht der Bundesrepublik Deutschland (Teil I)", ZStW 100
(1988),415.
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aus dem vagen Rechtsstaatsprinzip abgeleitet18 - was dann auch nicht verhin­
dern konnte, dass die Bundesrepublik hier schon mehrfach ins Stolpern gekom­

men ist:

So sah sich 1987 das BVerfG19 unter dem Eindruck der Minelli-Entscheidung
des EGMRzO veranlasst, die Möglichkeiten einzuschränken, bei Nichtverurtei­
lung des Angeklagten Folgeentscheidungen (Kosten, Auslagen, Entschädigung)

an eine Schuldvermutung zu knüpfenz1 .

Und vor kurzem musste der EGMR im Fall Böhmer die Bundesrepublik erst
verurteilen, um die deutschen Gerichte zu belehren, dass ein Widerruf der Straf­
aussetzung zur Bewährung nach § 56f StGB ohne vorherige rechtskräftige Ver­
urteilung wegen einer neuen Tat nur unter sehr eingeschränkten Umständen in
Betracht kommen kannzz. In Deutschland war man überwiegend der - verfas­
sungsgerichtlich bestätigtenZ3 - Auffassung, dass ein Widerruf der Strafausset­
zung zur Bewährung auch aufgrund eigener Ermittlungen des Vollstreckungsge­
richts erfolgen kann, solange dieses nur von der Begehung der neuen Tat über­
zeugt ist, ohne dass die neue Tat bereits abgeurteilt sein muss

Z4
• Das BVerfG

hatte die Verfassungsbeschwerde Böhmers übrigens nicht einmal zur Entschei­

dung angenommen.

Schließlich wurden vor allem in den neunziger Jahren (OrgKG 1992) ver­
schiedene Vorschriften in die StPO eingefügt, die "skandalös", wie Schroeder
scharf gerügt hatZS , vom "Täter" statt vom "Beschuldigten" sprechen (§§ 98a
Abs. 1 Satz 2; lOOc Abs. 1 Nm. 1-3, Abs. 2 Satz 2; 163d Abs. 1 Satz 2; 163e
Abs. 1 Satz 2, 3; 163f Abs. 1 Satz 2, 3 StPO)Z6.

18 Vgl. Meyer-Goßner, StPO, Art. 6 MRK Rn. 12.
19 BVerfGE 74, 358; vgl. S. 370:" ... bei der Auslegung des Grundgesetze.s si~d

auch Inhalt und Entwicklungsstand der Europäischen Menschenrechtskonvenuon m
Betracht zu ziehen".

20 EGMR EuGRZ 1983,475.
21 Näher Kieschke, Die Praxis des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte

und ihre Auswirkungen auf das deutsche Strafverfahrensrecht, 2003, S. 211 ff.; Kühl,
"Der Einfluß der Europäischen Menschenrechtskonventi~n a~~ das Strafrecht und
Strafverfahrensrecht der Bundesrepublik Deutschland (TeIl II) , ZStW 100 (1988),
613 ff.

22 EGMR NJW 2004, 43.
23 Siehe BVerfG NStZ 1987, 118; 1991,30; NJW 1994, 377.
24 Näher Peglau, ,,Bewährungswiderruf und Unschuldsvermutung", NStZ 2004,

248 ff.; Seher, "Bewährungswiderruf wegen Begehung einer Straftat", ZStW 118
(2006), 101 ff.

25 F.-c. Schroeder, Strafprozeßrecht, 3. Aufl. 2001, Rn. 368.
26 Näher F.-c. Schroeder, "Darf die StPO von ,Tätern' sprechen?", NJW 2000,

2483 m.w.N. in Fn. 3.

3. Einzelne Mindestrechte, Art. 6 Abs. 3 EMRK

Schaut man sich weiter die in Abs. 3 des Art. 6 EMRK hervorgehobenen
Mindestrechte näher an, so kann man zu jedem der dort unter den Buchstaben a
bis e aufgezählten wenigstens eines finden, zu dem die StPO zumindest in
Spannung steht bzw. stand:

a) Bekanntgabe der Beschuldigung, Art. 6 Abs. 3 Buchst. a EMRK

(1) Innerhalb möglichst kurzer Frist

In deutlicher Abhebung der Formulierung in Art. 6 Abs. 3 Buchst. a EMRK,
der von der Bekanntgabe der erhobenen Beschuldigungen "innerhalb möglichst
kurzer Frist" spricht, redet § 163a Abs. I Satz 1 StPO davon, der Beschuldigte
sei "spätestens vor dem Abschluss der Ermittlungen zu vernehmen,m.

(2) In einer dem Beschuldigten verständlichen Sprache

Art. 6 Abs. 3 Buchst. a EMRK gibt dem Beschuldigten weiter das Recht,
über die Beschuldigungen in einer ihm verständlichen Sprache unterrichtet zu
werden. Weigend hat dhu formuliertZ8: " ... aus Art. 6 Abs. 3 lit. a EMRK
[folgt] für den nicht Sprachkundigen ein klarer Rechtsanspruch auf Übersetzung
der Beschuldigung - ein Anspruch, der sich für das deutsche Recht sonst allen­
falls unverbindlich aus Nr. 181 RiStBVentnehmen läßt."z9

b) Vorbereitung der Verteidigung, Art. 6 Abs. 3 Buchst. b EMRK

Das Beschleunigte Verfahren der StPO (§§ 417 ff.) ermöglicht eine Hauptver­
handlung selbst gegen den Willen des Beschuldigten sogar schon wenige Stun­
den nach der Tat ("Vom Tatort direkt zum Gericht,,30), was durchaus auch mit

27 Näher Frister, "Der Anspruch des Beschuldigten auf Mitteilung der Beschuldi­
gung aus Art. 6 Abs. 3 lit. a EMRK", StV 1998, 159 ff.; s. auch E. Müller, ,,Einige
Bemerkungen zur Bedeutung der Europäischen Menschenrechtkonvention für das Er­
mittlungsverfahren in der Bundesrepublik Deutschland", FestgaQp für Koch, 1989,
S. 196 f.; Weigend, StV 2000, 385.

28 Weigend. StV 2000, 385 - Hervorhebung von dort.
29 Nr. 181 RiStBV: ,,(1) Bei der ersten verantwortlichen Vernehmung eines Auslän­

ders ist aktenkundig zu machen, ob der Beschuldigte die deutsche Sprache soweit be­
herrscht, daß ein Dolmetscher nicht hinzugezogen zu werden braucht. (2) Ladungen,
Haftbefehle, Strafbefehle, Anklageschriften und sonstige gerichtliche Sachentscheidun­
gen sind dem Ausländer, der die deutsche Sprache nicht hinreichend beherrscht, mit
einer Übersetzung in eine ihm verständliche Sprache bekanntzugeben."

30 Berliner Morgenpost vom 2.4.1998.
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manchmal großem Eifer in die Praxis umgesetzt wird31
- das von mir so be­

zeichnete "besonders beschleunigte Beschleunigte Verfahren". Dünnebier be­
tonte dagegen schon vor fast 50 Jahren, die "ausreichende Zeit" des Art. 6
Abs. 3 Buchst. b EMRK bedeute eine Minimalvorbereitungszeit von drei Ta­
gen32

.

c) Verteidigung, Art. 6 Abs. 3 Buchst. c EMRK

(1) Selbstverteidigung

Erst die Foucher-Entscheidung des EGMR33 führte 1999 zur Anfügung von
Abs. 7 an § 147 StPO, weil das Recht auf Selbstverteidigung in Art. 6 Abs. 3
Buchst. c EMRK ohne Aktenkenntnis nicht gewährleistet sei; ob das nun be­
stehende Auskunftsrecht den Vorgaben des EGMR genügt, kann mit Fug und
Recht bezweifelt werden34 (vgl. auch Art. 6 Abs. 3 Buchst. a EMRK: " ... in
allen Einzelheiten ... unterrichtet zu werden").

(2) Wahlverteidigung

Nicht unproblematisch in Bezug auf das Recht auf freie Verteidigerwahl in
Art. 6 Abs. 3 Buchst. c EMRK ist die deutsche Rechtsprechung, wonach der
(Wahl-)Verteidiger keinen Anspruch auf Terrninabsprache der Hauptversamm­
lung und der Angeklagte kein Recht auf Aussetzung hat35

, wenn der Verteidiger
- auf den nur 15 Min. gewartet werden muss36 ! - nicht (rechtzeitig) erscheint37

.

(3) Pflichtverteidigung

Im ,,Meyer-Goßner" kann man zum Recht auf Pflichtverteidigung lapidar le­
sen: "Dass ein mittelloser Angeklagter [in der Revisionshauptverhandlung] ohne

31 Näher Scheffler, "Das ,Beschleunigte Verfahren' in Brandenburg aus rechtsstaat­
licher Sicht", NJ 1999, 113 ff.; ders., "Das beschleunigte Verfahren als ein Akt ange­
wandter Kriminalpolitik", Gedächtnisschrift für Meurer, 2002, S. 437 ff.

32 Dünnebier, "Das beschleunigte Verfahren", GA 1959, 273; s. auch Vogler, ZStW
82 (1970), 776 f.; Weigend, StV 2000, 386; w. Nachw. bei Scheffler, NJ 1999, 115
Fn.40.

33 EGMR NStZ 1998,429.
34 Näher Eisele, JA 2005, 392; vgl. Deumeland, "Schadenersatzanspruch bei Ver­

weigerung des persönlichen Akteneinsichtsrechts des Beschuldigten in Strafverfahren",
r+s 2005, 365: "unvereinbar mit Art. 6 EMRK".

35 Vgl. Meyer-Goßner, StPO, § 265 Rn. 43 m.w.N.
36 Tolksdorfin Karlsruher Kommentar StPO, 5. Auf!. 2003, § 243 Rn. 16.
37 Näher Gollwitzer in Löwe-Rosenberg, StPO, 25. Auf!. 2004, Art. 6 MRK Rn. 199

m.w.N.

Verteidiger ist, wenn nicht ausnahmsweise ein Pflichtverteidiger bestellt werden
muss, verstößt nicht gegen verfassungsrechtliche Grundsätze (BVerfG NJW 65,
117 ...), nach Ansicht des EGMR (NStZ 83, 373 [Pakelli] ...) aber gegen Art. 6
m Buchst. c MRK.,,38 Kühl mahnte demzufolge eine Änderung des § 350 StPO
an39

•

d) Zeugen, Art. 6 Abs. 3 Buchst. d EMRK

(1) Befragung von Belastungszeugen

Das Recht des Angeklagten, Fragen an die Belastungszeugen zu stellen oder
stellen zu lassen, findet man so klar wie in Art. 6 Abs. 3 Buchst. d EMRK
nirgends in der StPO ausgesprochen40

• Dieses Konfrontationsrecht wird so, wie
der EGMR es versteht, von der BGH-Rechtsprechung insbesondere bei gesperr­
ten Zeugen nicht gewährt, wobei hier Einzelheiten im Rahmen der sog. Ge­
sarntbetrachtungslehre (Verfahren muss als Ganzes unfair sein) noch nicht voll­
ständig geklärt sind: Nur dann, wenn die - und sei es indirekte - Befragung
von Belastungszeugen nicht staatlich zurechenbar unterblieben ist, darf auf an­
dere Beweismittel - Vernehmungsprotokolle, Zeugen vom Hörensagen - ausge­
wichen werden41

. Die neueste Entwicklung, die Renaissance des verfremdeten
Zeugen42 in Abkehr vo~ einem Beschluss des Großen Senates43

, ist durch die
EGMR-Rechtsprechung vor allem seit dem van Mechelen-Urteil44 zumindest
initüert, wenn nicht erzwungen worden45

.

(2) Ladung und Vernehmung von Entlastungszeugen

Nach Art. 6 Abs. 3 Buchst. d EMRK muss dem Angeklagten weiter die La­
dung und Vernehmung von Entlastungszeugen "unter denselben Bedingungen"

38 Meyer-Goßner, StPO, § 350 Rn. 7.
39 Kühl, ZStW 100 (1988), 636.
40 Kühl, ZStW 100 (1988), 415.
41 Näher Esser, Anmerkung zu BGH, Urteil vom 03.12.2004, JR 2005, 248 ff.; Ei­

sele, ,,Die einzelnen Beschuldigtenrechte der Europäischen Menschenrechtskonven­
tion", JA 2005, 905 f.; Safferling, "Verdeckte Ermittier im Strafverfahren - deutsche
und europäische Rechtsprechung im Konflikt?", NStZ 2006, 75 ff.

42 BGH NJW 2003, 74; StV 2004, 577.
43 BGHSt 32, 115.
44 EGMR StV 1997,617. .
45 Vgl. BGH StV 2004, 577: " ... dass eine audiovisuelle Vernehmung besonders

gefährdeter Zeugen unter optischer und akustischer Abschirmung nicht nur keinen
rechtlichen Bedenken begegnet, sondern sogar - insbesondere im Hinblick auf das
Fragerecht des Angeklagten gern. Art. 6 Abs. 3 Buchst. d MRK - rechtlich geboten
sein kann."
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möglich sein wie der Staatsanwaltschaft die Präsentation ,,ihrer" Beweisperso­
nen. Inwieweit es mit dieser besonderen Ausprägung des Grundsatzes der Waf­
fengleichheit vereinbar ist, dass der Angeklagte, will er Zeugen gern. § 245
Abs. 2 StPO in der Hauptverhandlung präsentieren, diese mühsam und kosten­
pflichtig über den Gerichtsvollzieher laden muss (§§ 220 Abs. 2, 38 StPO), ist
schwer zu begründen46. Guradze meint denn auch, dass § 220 Abs. 2 StPO ge­
gen Art. 6 Abs. 3 Buchst. d EMRK verstößt47.

e) Dolmetscher, Art. 6 Abs. 3 Buchst. e EMRK

(1) Unentgeltlichkeit

Dass dem Verurteilten wegen Art. 6 Abs. 3 Buchst. e EMRK weder im Straf­
noch im Bußgeldverfahren nachträglich die Erstattung der Dolmetscherkosten
auferlegt werden darf, musste nach den Urteilen Luedicke u. a. 48 sowie Öztürk49

des EGMR erst durch Änderungen des Kostenverzeichnisses zum GKG "klar­
gestellt,,50 werden5l .

(2) "Unterstützung"

Abschließend zu dieser kleinen tour d'horizon: Es ist schon häufiger hinter­
fragt worden, ob die Regelung des § 259 StPO, wonach dem sprachunkundigen
Angeklagten aus den Schlussvorträgen lediglich "die Anträge des Staatsanwalts
und des Verteidigers durch den Dolmetscher bekanntgemacht" werden müssen,
dem Recht auf Dolmetscher-"Unterstützung" in Art. 6 Abs. 3 Buchst. e EMRK
genügt52.

11. Rahmenbeschlüsse des Rates der Europäischen Union

Nun haben nicht nur alle Mitgliedstaaten der EU die EMRK unterzeichnet,
sondern diese wird zudem in Art. 6 Abs. 2 EUV ausdrücklich erwähnt53. Auch

46 Vgl. Schlüchter in Systematischer Kommentar StPO, § 245 Rn. 28.
47 Guradze, EMRK, 1968, Art. 6 Anm. 36.
48 EGMR NJW 1979, 1091.
49 EGMR NJW 1985, 1273.
50 Meyer-Goßner, StPO, Art. 6 MRK Rn. 24.
51 Siehe näher Kühl, ZStW 100 (1988), 602 ff.
52 Siehe Julius in Heidelberger Kommentar StPO, 3. Aufl. 2001, § 259 Rn. 1; Däst­

ner in Alternativ-Kommentar StPO, 1993, § 259 Rn. 2; Katholnigg, Strafgerichtsver­
fassungsrecht, 3. Aufl. 1999, § 185 GVG Rn. 3.

53 ,,Die Union achtet die Grundrechte, wie sie in der ... Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind ..."

werden die Mindeststandards des Art. 6 EMRK in der Charta der Grundrechte
der Europäischen Union54, so wird jedenfalls betont55, weitgehend aufgegrif­
fen56. Und zur Zeit liegt dem Rat der Vorschlag der Kommission für einen Rah­
menbeschluss über bestimmte Verfahrensrechte im Strafverfahren innerhalb der
Europäischen Union VO~7, durch den, so die Begründung58, "die Übereinstim­
mung mit der EMRK auf einem einheitlichen Stand erhöht werden" soll59. In­
sofern mag man sich zunächst fragen, wie denn die Eingangsthese von der dia­
metralen Blickrichtung zu halten sein könnte.

Es soll hier aber um einen anderen Aspekt gehen: Im Rahmen der Dritten
Säule der EU, der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen,
sind Maßnahmen der Rechtsharrnonisierung möglich. Und seit dem Inkrafttreten
des Amsterdamer Vertrages 1999 macht Europa, genauer gesagt: der Rat auf
Vorschlag der Kommission, den Mitgliedstaaten zunehmend mit dem neuen Ins­
trument des Rahmenbeschlusses konkrete Vorgaben auch hinsichtlich der For­
mulierung von strafrechtlichen Tatbeständen in Form sog. Mindeststandards.

1. Bestrafung

Es fällt zunächst einmal gleich auf, dass die dort regelmäßig aufgenommene
Verpflichtung zur ,Unterstrafestellung nur schwer mit der in Art. 34 Abs. 2
Buchst. b EUV garantierten Freiheit bei der "Wahl der Form und der Mittel,,60

54 ABI. C 364/1 vom 18.12.2000 (Art. 47 und 48 EU-Charta); ABI. C 310/52 vom
16.12.2004 (Art. 11-107 und 11-108 EU-VerfV).

55 Siehe zuletzt T. Walter, ,,Inwieweit erlaubt die Europäische Verfassung ein euro­
päisches Strafgesetz?", ZStW 117 (2005), 921.

56 Anders aber Klip, "Strafrecht in der Europäischen Union", ZStW 117 (2005),
911: "Die EMRK ... gewährt ... weit besseren Schutz als die merkwürdige und rela­
tiv begrenzte Auswahl an strafrechtlichen Garantien, die in der Charta der EU und im
Verfassungsvertrag enthalten sind." VgI. auch Tettinger, "Die Charta der Grundrechte
der Europäischen Union", NJW 2001, 1011 f.

57 KOM(2004) 328 endg. vom 28. April 2004.
58 Unter 9.
59 Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres sah sich in seinem

Bericht an das ~!lropäische Parlament (A6-006412005 endg., S. 44) allerdings veran­
lasst, in einem Anderungsantrag die ausdrückliche Aufnahme der Erwägung zu for­
dern, dass die "in der EMRK verankerten Rechte ... als Minde'mnormen zu betrachten
[sind], die die Mitgliedstaaten in jedem Fall genauso achten müssen wie die Recht­
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte", offenbar "um zu ge-.
währleisten, dass diese Normen [des VorscWages für einen RahmenbescWuss] nicht ...
das durch die EMRK garantierte Schutzniveau der Rechte aushöhlen" (Begründung,
A6-0064/2005 endg., S. 30). Siehe auch die Stellungnahme des Rechtsausschusses
(A6-0064/2005 endg., S. 32): "Trotz der unternommenen Anstrengungen, ein faires
Verfahren anzuerkennen und zu gewährleisten, ist festzuhalten, dass der von der Kom­
mission formulierte Katalog von Mindestschutzgarantien augenscheinlich unzurei­
chend ist."
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in Einklang zu bringen ist. Das schärfste Schwert des Staates, das Strafrecht als
ultima ratio wird - genaugenommen-ohne Rechtsgrundlage - den Mitgliedstaa­

ten oktroyiert.

2. Bekämpfen und Ausmerzen

Und es fällt sofort noch etwas auf: Oft wird schon gleich im Titel in "mar­
tialischer,,61 Ausdrucksweise deutlich gemacht, dass die Lisztsche Vorstellung
vom Strafrecht als der Magna Charta des Verbrechers, der noch die EMRK be­

herrscht, in den Rahmenbeschlüssen des Rates offenbar keine Rolle mehr spielt:
Es wurden vielmehr in den letzten Jahren nacheinander Betrüger und Fäl­
scher62, Terroristen63, Menschenhändler64

, Schleuser65, Bestecher und Bestech­
liche66, sexuelle Ausbeuter und Kinderpornographen67 sowie schließlich Mee­
resverschmutzer68 "bekämpft,,69 und der Geldwäsche gar gleich ihre "Ausmer­
zung,,70 angekündigt, "wo auch immer sie vorkommt". Ich habe an anderer

60 Art. 34 Abs. 2 Buchst. b EUV: " ... Rahmenbeschlüsse sind für die Mitgliedstaa­
ten hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlassen jedoch den inner­
staatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel. Sie sind nicht unmittelbar wirk­
sam ..."

61 Hefendehl, "Organisierte Kriminalität als Begründung für ein Feind- oder Täter­
strafrecht?", StV 2005, 156; 158; T. Walter, ZStW 117 (2005), 919; Kühl, "Die straf­
rechtliche Erfassung von ,Graffiti"', Festschrift für Weber, 2004, S. 419.

62 Rahmenbeschluss 2oo1l413/J1 des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung
von Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABI. L
149/1 vom 2.6.2001).

63 Rahmenbeschluss 2002/475/J1 des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbe­
kämpfung (ABI. L 164/3 vom 22.6.2002).

64 Rahmenbeschluss 2002/629/J1 des Rates vom 19. Juli 2002 zur Bekämpfung des
Menschenhandels (ABI. L 203/1 vom 1.8.2002).

65 Rahmenbeschluss 2002/946/JI des Rates vom 28. November 2002 betreffend die
Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur uner­
laubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt (ABI. L 328/1 vom
5.12.2002).

66 Rahmenbeschluss 2003/568m des Rates vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der
Bestechung im privaten Sektor (ABI. L 192/54 vom 31.7.2003).

67 Rahmenbeschluss 2004/68/JI des Rates vom 22. Dezember 2003 zur Bekämp­
fung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der Kinderpornographie (ABI. L 13/
44 vom 20.1.2004).

68 Rahmenbeschluss 2005/667m des Rates vom 12. Juli 2005 zur Verstärkung des
strafrechtlichen Rahmens zur Bekämpfung der Verschmutzung durch Schiffe (ABI. L
255/164 vom 30.9.2005).

69 VgI. dazu Jakobs, "Terroristen als Personen im Recht?", ZStW 117 (2005), 839
- Hervorhebung von dort: "Wenn die Gesetze nicht die Terroristen, sondern den Ter­
rorismus nennen, ... so verschlägt das nichts: Es handelt sich um Strafgesetze, und
Strafe gilt nun einmal nicht dem Terrorismus, sondern den Terroristen." Sinngemäß
Gleiches ist für die Rahmenbeschlüsse zu sagen, die von der "Bekämpfung" anderer
Phänomene sprechen.

Stelle die Nähe der dieser Sprachwelt zugrundeliegenden Vorstellungen zum
Feindstrafrecht Jakobsscher Interpretation dargelegel. Um Bürgerrecht und

Bürgerrechte geht es hier wie dort nicht.

3. Mindesthächststrafen

Aber es geht noch weiter: Zahlreiche dieser Rahmenbeschlüsse kreieren auch
gleich sog. Mindesthöchststrafen, fordern also nicht nur die Mitgliedstaaten auf,
durch Strafrecht zu bekämpfen, sondern geben auch gleich vor, wieviel Strafe
denn wenigstens angedroht werden muss72. Nun wäre eine Harmonjsierung der
Strafandrohungen eigentlich in umgekehrter Weise zu erwarten gewesen. Weil
der Gegenstandsbereich der bisherigen Rahmenbeschlüsse zu Straftatbeständen

70 Rahmenbeschluss 2001l500m des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche
sowie Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und
Erträgen aus Straftaten (ABI. L .182/1 vom 5.7.2001); Rahmenbeschluss 20051212m
des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einziehung von Erträgen, Tatwerkzeugen
und Vermögensgegenständen aus Straftaten (ABI. L 68/49 vom 15.3.2005).

71 Scheffler, "Freund- und Feindstrafrecht", Festschrift für Schwind, 2006,
S. 123 ff.; s. auch Sinn, ,,Modeme Verbrechensverfolgung - auf dem Weg zu einem
Feindstrafrecht?", ZIS 2006, 112 zum "Bekämpfungsvokabular": ,,Nun soll ... nicht
behauptet werden, das. sich die Europäische Union im Zustand eines Feindstrafrechts
befindet, allerdings kann auch nicht geleugnet werden, dass sich unionsweit Feindbil­
der entwickelt haben."

72 Siehe Art. 2 des Rahmenbeschlusses 2001l500m des Rates vom 26. Juni 2001
über Geldwäsche sowie Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von
Tatwerkzeugen und Erträgen aus Straftaten (ABI. L 182/1 vom 5.7.2001); Art. 5
Abs. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terroris­
musbekämpfung (ABI. L 164/3 vom 22.6.2002); Art. 3 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses
2oo2/629m des Rates vom 19. Juli 2002 zur Bekämpfung des Menschenhandels
(ABI. L 203/1 vom 1.8.2002); Art. 1 Abs. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/946/J1 des
Rates vom 28. November 2002 betreffend die Verstärkung des strafrechtlichen Rah­
mens für die Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum
unerlaubten Aufenthalt (ABI. L 328/1 vom 5.12.2002); Art. 4 Abs. 2 des Rahmenbe­
schlusses 2oo3/568/JI des Rates vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der Bestechung
im privaten Sektor (ABI. L 192/54 vom 31.7.2003); Art. 5 Abs. 1, Abs. 2 des Rah­
menbeschlusses 2004/68m des Rates vom 22. Dezember 2003 zur Bekämpfung der
sexuellen Ausbeutung von Kindern und der Kinderpornographie (ABI. L 13/44 vom
20.1.2004); Art. 4 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3, Abs. 4 des Rahmenbeschlusses 20041757m
des Rates vom 25. Oktober 2004 zur Festlegung von Mindestvorschriften über die Tat­
bestandsmerkmale strafbarer Handlungen und die Strafen im ..ijereich des illegalen
Drogenhandels (ABI. L 335/8 vom 11.11.2004); Art. 3 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses
2oo51212m des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einziehung von Erträgen, Tat­
werkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten (ABI. L 68/49 vom 15.3.2005);
Art. 6 Abs. 2, Art. 7 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2005/222/J1 des Rates vom 24.
Februar 2005 über Angriffe auf Informationssysteme (ABI. L 69/67 vom 16.3.2005);
Art. 4 Abs. 1, Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6, Abs. 7, Art. 6 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses
2oo5/667/J1 des Rates vom 12. Juli 2005 zur Verstärkung des strafrechtlichen Rah­
mens zur Bekämpfung der Verschrnutzung durch Schiffe (ABI. L 255/164 vom 30.9.
2005).
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weitgehend identisch ist mit dem Anwendungsbereich zu den Katalogtaten in
Art. 2 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses zum Europäischen Haftbefehl73 (und
auch denen in Art. 3 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses zum sog. Arrestbefehl74

, in
Art. 5 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses zur gegenseitigen Vollstreckung75 sowie
in Art. 16 Abs. 2 des Rahmenbeschluss-Entwurfs für die Europäische Beweis­
ordnung76) wäre es eigentlich naheliegend erschienen, sich eher Gedanken um
Höchstrnindeststrafen oder Höchsthöchststrafen zu machen77, um das von Schü­
nemann mal so genannte "Prinzip der maximalen Punitivität" einzudämmen78.

4. Mindesttrias

Und schließlich: In den Rahmenbeschlüssen wird regelmäßig gefordert79
, die

anzudrohenden Strafen müssten abschreckend, wirksam (bzw. effektiv) und an­
gemessen (bzw. verhältnismäßig) sein.

73 Rahmenbeschluss 2oo2/584/J1 des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäi­
schen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L
190/1 vom 18.7.2002).

74 Rahmenbeschluss 2003/577/J1 des Rates vom 22. Juli 2003 über die Vollstre­
ckung von Entscheidungen über die Sicherstellung von Vermögensgegenständen oder
Beweismitteln (ABI. L 196/45 vom 2.8.2003).

75 Rahmenbeschluss 2005/214/fl des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwen­
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen
(ABI. L 76/16 vom 22.3.2005).

76 Vorschlag der Kommission für einen Rahmenbeschluss des Rates für die Euro­
päische Beweisordnung zur Erlangung von Sachen, Schriftstücken und Daten zur Ver­
wendung in Strafverfahren (KOM(2003) 688 endg. vom 14.11.2003); s. näher Gazeas,
,,Die Europäische Beweisanordnung - Ein weiterer Schritt in die falsche Richtung?",
ZRP 2005, 18 ff.; Ahlbrecht, ,,Der Rahmenbeschluss-Entwurf der Europäischen Be­
weisanordnung - eine kritische Bestandsaufnahme", NStZ 2006, 70 ff.

77 VgI. Vogel, "Harmonisierung des Strafrechts in der Europäischen Union", GA
2003,316.

78 Schünemann. ,,Europäischer Haftbefehl und EU-Verfassungsentwurf auf schiefer
Ebene", ZRP 2003, 187.

79 Siehe Art. 6 Abs. I des Rahmenbeschlusses 2oo0/383/J1 des Rates vom 29. Mai
2000 zur Geldfälschung (ABI. L 140/1 vom 14.6.2000); Art. 6 des Rahmenbeschlus­
ses 2001l413/J1 des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von Betrug und Fäl­
schung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABI. L 149/1 vom 2.6.
2001); Art. 5 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1 des Rates vom 13. Juni
2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABI. L 164/3 vom 22.6.2002); Art. 3 Abs. I des
Rahmenbeschlusses 2oo2/629/J1 des Rates vom 19. Juli 2002 zur Bekämpfung des
Menschenhandels (ABI. L 203/1 vom 1.8.2002); Art. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/
946/J1 des Rates vom 28. November 2002 betreffend die Verstärkung des strafrechtli­
chen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise
und zum unerlaubten Aufenthalt (ABI. L 328/1 vom 5.12.2002); Art. 5 Abs. 1 des
Rahmenbeschlusses 2003/80/JI des Rates vom 27. Januar 2003 über den Schutz der
Umwelt durch das Strafrecht (ABI. L 29/55 vom 5.2.2003); Art. 4 Abs. 1 des Rah­
menbeschlusses 2003/568/J1 des Rates vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der Beste­
chung im privaten Sektor (ABI. L 192/54 vom 31.7.2003); Art. 6 Abs. 1 des Rahmen-

Diese "Mindesttrias" ist allerdings keine Erfindung des Rates, der sie zwar
auch schon in Gemeinsamen Maßnahmen, den Vorläufern der Rahmenbe­
schlüsse nach dem Vertrag von Maastricht von 1992, verwendete80, sondern
stammt aus der Rechtsprechung des EuGH und taucht dort das erste Mal8t

1989 im sog. Mais-Urteil82 und seitdem immer wieder83 auf. Auch in Art. 2
Abs. 1 des Übereinkommens vom 26. Juli 1995 über den Schutz der fmanziel­
len Interessen der EG84 fmdet sich die Mindesttrias schon85.

Nun klingt diese Mindesttrias gerade durch den Terminus "angemessen" ei­
gentlich recht harmlos. Der scheint nämlich auf das Übermaßverbot hinzuwei­
sen und könnte somit gar als Ausfluss der Menschenrechte und Grundfreiheiten
interpretiert werden. Doch dies täuscht. ,,Im Verständnis des EuGH lassen sich
die drei Voraussetzungen ,wirksam, verhältnismäßig und abschreckend' inhalt­
lich kaum voneinander unterscheiden", meint Weigend 86• Gröblinghoff, der sich
in seiner Dissertation näher mit dem Dreiklang beschäftigte, versuchte dennoch
eine Abgrenzung87

: Unter "Abschreckung" sei das Abhalten potentieller Täter

beschlusses 2005/222/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über Angriffe auf
Informationssysteme (ABI. L 69/67 vom 16.3.2005); Art. 4 Abs. 1, Art. 6 Abs. 1,
Abs. 5 des Rahmenbeschlusses 2005/667/JI des Rates vom 12. Juli 2005 zur Verstär­
kung des strafrechtlichen Rahmens zur Bekämpfung der Verschrnutzung durch Schiffe
(ABI. L 255/164 vom 30.').2005).

80 Siehe Titel 11 Abschnitt B Buchst. b der Gemeinsamen Maßnahme 97/154tn
vom 24. Februar 1997 betreffend die Bekämpfung des Menschenhandels und die sexu­
elle Ausbeutung von Kindern (ABI. L 63/2 vom 4.3.1997); Art. 2 Abs. 1 und Art. 3
der Gemeinsamen Maßnahme 981733tn vom 21. Dezember 1998 betreffend die Straf­
barkeit der Beteiligten an einer kriminellen Vereinigung in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union (ABI. L 35111 vom 29.12.1998).

81 VgI. Weigend. "Mindestanforderungen an ein europaweit geltendes harmonisier­
tes Strafrecht", in: Strafrecht und Kriminalität in Europa, hrsg. von Zieschang/Hilgen­
dorf/Laubenthal, 2003, S. 59; Tiedemann, "Gegenwart und Zukunft des Europäischen
Strafrechts", ZStW 116 (2004), 953.

82 Urteil vom 21. September 1989 in der Rechtssache 68/88, Kommission/Grie­
chenland, Slg. 1989,2965, Rn. 24.

83 Siehe etwa Urteil vom 10. Juli 1990 in der Rechtssache C-326/88, Hansen, Slg.
1990, 1-2911, Rn. 17; Urteil vom 26. Oktober 1995 in der Rechtssache C-36/94
Siesse, Slg. 1995, 1-3573, Rn. 20; Urteil vom 27. Februar 1997 in der Rechtssache C~
177/95, Ebony Maritime und Loten Navigation, Slg. 1997, 1-1111, Rn. 35; Urteil vom
30. September 2003 in der Rechtssache C-167/01, Inspire Art, Slg. 2003, 1-10155,
h~ _

84 ABI. C 316/49 vom 27.11.1995.
85 "Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen um sicherzustellen dass

die ... genannten Handlungen durch wirksame, angemessene und abschrecke~de' Stra­
fen geahndet werden können ..."

86 Weigend in: Strafrecht und Kriminalität in Europa, S. 79 Fn. 109; vgI. auch
Gräblinghoff, Die Verpflichtungen des deutschen Strafgesetzgebers zum Schutze der
Interessen der Europäischen Gemeinschaften, 1996, S. 37: ,,Jedes der Merkmale ist
unbestimmt".

87 A. a. 0., S. 25 f.
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vom Verstoß durch Furcht vor Strafe (negative Generalprävention) zu verstehen;
Wirksamkeit bedeute in Abgrenzung zur Abschreckung, "daß die Sanktion ge­
eignet sein muß, den einzelnen von weiteren Verstößen abzuhalten (Spezialprä­
vention) und die Allgemeinheit durch angemessene Sanktionsnormen und deren
gleichmäßige Übung zur freiwilligen Einhaltung dieser Normen zu bringen
(positive Generalprävention)". Die Angemessenheit schließlich, u~d die interes­
siert hier vor allem, beziehe sich auf die Schwere des Verstoßes. Ahnlieh betont
auch Satzger, der Wirksamkeit und Abschreckung als ein zusammengehöriges
Kriterium behandelt88, dass die Angemessenheit die in "Beziehung zur Zuwi­
derhandlung ... mindestens erforderliche Strafdrohung" betrifft89. Es geht da­
nach also nicht darum, mit "angemessen" eine Obergrenze der nationalen Sank­
tion festzulegen, sondern es soll eine Bagatellisierung europarechtlicher Ver­
stöße durch die Androhung unangemessen niedriger Sanktionen untersagt
werden9o, es ist mithin der Ausschluss von unwirksamen, nicht abschreckenden
Strafen beabsichtigt. ,,[Der EuGH] versteht ... die [Angemessenheit] als Min­
desterfordernis (Untergrenze der Sanktionierungspflicht)", fasst auch Hecker zu­
sammen91 . Gemeint ist folglich nicht das Übermaß-, sondern das Untermaßver­
bot, also die Mindestmindeststrafe!

5. Ausweitungen

Das deutsche Strafrecht ist jedenfalls infolge der Rahmenbeschlüsse in die­
sem noch jungen Jahrtausend schon einige Male geändert worden; besser gesagt
wurde das StGB durch Ausweitungen der strafbaren Handlungen, insbesondere
tatbestandliche Vorverlagerungen, sowie Erhöhungen der Strafandrohungen ver­
ändert - zur Eindämmung der Strafbarkeit oder Verfolgbarkeit gaben die Rah­
menbeschlüsse des Rates - anders als die EMRK des Europarates - bislang
keinen Anlass. Ohne hier auf Einzelheiten einzugehen92

, sei nur an das Gesetz
zu.r Umsetzung des Rahmenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terro­
rismusbekämpfung vom 22. Dezember 200393, das Gesetz zur Umsetzung des
Rahmenbeschlusses des Rates der EU vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (35.
StÄndG) vom gleichen Tag94 sowie das 37. StrÄndG - §§ 180b, 181 StGB _95

88 Satzger, Die Europäisierung des Strafrechts, 2001, S. 368.
89 Satzger. a. a. 0., S. 372.
90 Weigend in: Strafrecht und Kriminalität in Europa, S. 79.
91 Hecker. Europäisches Strafrecht, 2005, § 7 Rn. 68.
92 Näher Hecker, a. a. 0., § 11; Scheffler. Gesetzgebungstechnik in Deutschland und

Europa, 2006, S. 98 ff.; ders. in: Festschrift für Schwind, 2006, S. 127 ff.
93 BGBI. I, S. 2836.
94 BGBI. I, S. 2838.
95 BGBI. 2005 I, S. 240.

vom 11. Februar 2005, das den Rahmenbeschluss zur Bekämpfung des Men­
schenhandels umgesetzt hat, erinnert.

Kurz etwas genauer erwähnen möchte ich einen gerade brandaktuellen, Ihnen
bestimmt nicht allen schon bekannten deutschen Referentenentwurf eines Geset­
zes zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses zur Bekämpfung der sexuellen Aus­
beutung von Kindern und der Kinderpornographie96, der offenbar die Liberali­
sierung des Sexualstraftechts durch das 4. Strafrechtsreformgesetz von 1974 im
Jugendbereich zurücknehmen will - oder besser gesagt: zurücknehmen muss!
Sollte dieser Entwurf Gesetz werden, so würde - bei angedrohter Freiheitsstrafe
bis zu fünf Jahren! - auch der l8-Jährige "bekämpft", der eine l7-Jährige mit
"Hintergedanken" zu einer Cola einlädt97, oder der 17-Jährige, der seine gleich­
altrige Freundin in "eindeutiger" Pose nur für sich fotografiert98 - das kommt
einer Harmonisierung auch gleich noch mit dem Sexualstrafrecht mancher isla­
mischer Staaten nahe!

ScWussbetrachtung

Wie weit sich EG/EU von der Pflege der Grundfreiheiten gedanklich entfernt
haben, sei abschließend kurz mit den Empfehlungen der Kommission - also zur
Abwechselung mal von dem Organ, das die erwähnten Rahmenbeschlüsse des
Rates vorbereitet ha\ - zu "Durchsetzungsmaßnahmen im Bereich der Straßen­
verkehrssicherheit,,99 illustriert: Dort heißt es in Empfehlung 8, es sei " ... si­
cherzustellen, dass die Sanktionen für Geschwindigkeitsüberschreitungen, Alko­
hol "am Steuer und Nichtbeachtung der Gurtpflicht effektiv, angemessen und
abschreckend sind". Unmissverständlich wird den Mitgliedstaaten "empfohlen",
selbst die Bagatelle Nichtanschnallen "durch effektive, angemessene und ab-

96 BMJ Referat II A 2 - Stand: März 2006.
97 ,,A. Problem und Ziel: Der Rahmenbeschluss 2004/68Jn des Rates der Europäi­

schen Union vom 22. Dezember 2003 zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von
Kindern und der Kinderpornographie (ABI. EU L 13 vom 20. Januar 2004, Seite 44)
ist nach dessen Artikel 12 Abs. 1 bis zum 20. Januar 2006 umzusetzen. Dazu wird es
erforderlich sein, den strafrechtlichen Schutz des § 182 Abs. 1 Nr. 1 StGB (sexuelle
Handlungen mit Personen unter sechzehn Jahren unter Ausnutzung einer Zwangslage
oder gegen Entgelt) auf die Altersgruppe der Sechzehn- und Siebzehnjährigen zu er­
strecken und den Versuch des Sexuellen Missbrauchs von Jugen~lichen in diesen Fäl­
len unter Strafe zu stellen."

98 Es heißt weiter unter "Problem und Ziel": "Die Umsetzung des Rahmenbe­
schlusses erfordert außerdem die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Strafvor•..~
schriften gegen Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften auf
pornographische Schriften, die sexuelle Handlungen von Jugendlichen (Personen zwi­
schen vierzehn und achtzehn Jahren) zum Gegenstand haben."

99 Empfehlung der Kommission vom 21. Oktober 2003 zu Durchsetzungsmaßnah­
men im Bereich der Straßenverkehrssicherheit (2004/345/EG) (ABI. L 111/75; teil­
weise abgedruckt in BA 42 [2005], 146 f.).
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schreckende Sanktionen zu ahnden", anstatt "nur eine Verwarnung auszuspre­
chen"lOO, und dafür Sorge zu tragen, dass auch hier "bei schweren Verstößen ...
die Möglichkeit besteht, die Fahrerlaubnis vorübergehend oder defInitiv einzu­
ziehen oder das betreffende Fahrzeug stillzulegen,,101. Das in verschiedenen
Mitgliedstaaten existente Opportunitätsprinzip kümmert nicht. Und kein Wort
auch dazu, ob die eine oder andere von der Kommission "empfohlene" Maß­
nahme - Alkoholüberprüfungen Unverdächtiger, Sanktionierung Nichtüberführ­
ter bei einem Tempoverstoß, Bestrafung des eigentlich keine Rechtsgüter Drit­
ter gefährdenden102 Gurtmuffels - vielleicht die in der EMRK genannten Min­
deststandards, etwa die Unschuldsvermutung, oder auch nur den in dem einen
oder anderen Mitgliedstaat darüber hinausgehenden Bestand an Bürgerrechten
und Grundfreiheiten tangieren könnte103. Und: Eine - dann verbindliche ­
Richtlinie wird den Mitgliedstaaten schon für den Misserfolgsfall angekün­
digt J04

.

Mit anderen Worten betreibt die Europäische Union die, wie Vogel es formu­
liert hat, "extensive" Mindestharmonisierung des mitgliedstaatlichen Strafrechts
und nicht, wie aber der Europarat mit der EMRK, die "limitative" Mindest­
harmonisierung J05

; es geht, mit Ambos gesprochen106, "in bemerkenswerter ter­
minologischer Umkehrung dessen, was sonst üblicherweise mit Mindestvor­
schriften - nämlich ein rechststaatlicher Mindeststandard - gemeint ist", um
Mindestbestrafung: Die Mindeststandards des Europarates beschränken die
Strafverfolgung - die Mindeststandards (insbesondere) des Rates der Europäi­
schen Union beschränken dagegen die Grenzen der Strafverfolgung!

Was die eingangs angesprochenen Anpassungsfragen des nationalen Rechts
angeht, meint nun Ambos, die Mindeststandards der EMRK müssten "in prakti­
sche Konkordanz mit Art. 29 ff. EUV gebracht werden,,107. Das ist zwar sicher
richtig. Das Rekurrieren auf das von Hesse in das deutsche Verfassungsrecht
eingeführte Prinzip der Praktischen Konkordanz bedeutet letzlieh jedoch nichts
anderes, als dass im Kollisionsfall auch die menschenrechtlichen Mindestgaran­
tien der EMRK den Mindestbekämpfungs- und Mindestausmerzungsobsessionen

100 Grund 9.
10l Empfehlung 8.
102 Siehe aber BVeifGE 59, 275 (279).
103 Näher dazu Scheffler, "Gedanken anläßlich der Beschlüsse des AK VI ,Ver­

kehrsüberwachung in Deutschland und Europa' des 43. VGT", BA 42 (2005), 116 ff.
• 104 :.I?ie Komrnis~ion v~rpflichtet sich hiermit: ... 5. einen Vorschlag für eine

Ric~thrue auszuax:beI.ten, dIe darauf abzielt, das Ziel einer Verringerung um 50 % zu
erreIchen, falls dIe 1m vorausgehenden Absatz genannten Verbesserungen nicht er­
reicht werden."

105 Vogel, GA 2003, 316.
106 Ambos, Internationales Strafrecht, § 12 Rn. 7.
107 Ambos, a. a. O.

der EU weichen müssen108. Für die deutsche Strafrechtswissenschaft in ihrer
liberal-rechtsstaatlichen Tradition und für die polnische in ihrem eher noch jun­
gen Selbstverständnis, die beide ohnehin schon in ihren Heimatrechtsordnungen
heftige Abwehrkämpfe gegen restaurative kriminalpolitische Bestrebungen zu
bestreiten haben, kann es deshalb nur heißen: Beziehen wir nachdrücklich Posi­
tion gegen den oktroyierten Harmonisierungswahn der Europäischen Union im
Bereich unserer (nationalen) Strafrechtsordnungen, für die wir uns verantwort­
lich fühlen müsssen!

108 Vgl. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland,
20. Aufl. 1995, Rn. 72 - Hervorhebung von dort: " ... heiden Gütern müssen Grenzen
gezogen werden ..."
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